
NJ: Zu Beginn: Halten Sie die aktuell geltenden jagd- und waf-
fenrechtlichen Vorschriften für ausreichend oder sehen Sie Ver-
besserungsbedarf? Wenn ja, welche Änderungen streben Sie 
und Ihre Partei an?
MdL Tobias Heilmann als jagdpolitischer Sprecher der SPD: 
Wir als SPD-Fraktion haben uns über die bundespolitischen Be-
strebungen mit der Kabinettsvorlage gefreut und mussten nun 
leider das Scheitern durch die Unionsfraktionen der Bundesno-
velle zur Kenntnis nehmen.
MdL Sebastian Lechner als Generalsekretär der CDU: Wir 
wollen mit der Novellierung des Niedersächsischen Jagdgeset-
zes unter anderem die jagdliche Nutzung von Nachtsicht- und 

Nachtzieltechnik ausweiten. 
Bisher war nur die Bejagung 
von Schwarzwild im Zuge der 
ASP Bekämpfung zulässig. Eine 
Ausweitung auf Raubwild hal-
ten wir für sinnvoll. Außerdem 
wollen wir einen Schießnach-
weis als Voraussetzung zur Teil-
nahme an einer Bewegungsjagd 
einführen. Jägerinnen und Jäger 
sollen in diesem Fall nachwei-
sen, dass sie mindestens ein-
mal im Jahr mit Flinte und/oder 
Büchse trainiert haben. Das 
entspricht exakt der Regelung, 
welche auf Bundesebene seit 
Jahren unstrittig ist, aber bisher 
nicht verabschiedet wurde.
MdL Miriam Staudte als ag-
rar- und jagdpolitische Spre-
cherin der Grünen: Wir set-
zen uns schon seit langem für 
verpflichtende Schießübungen 
ein, wenn man zur Jagd gehen 
möchte. Verantwortungsbe-
wusste Jagdausübende tun dies 
ja auch bereits. Häufig kursiert 
das Gerücht, wir wollten Jägern 
die Lagerung der Waffen ver-
bieten. Richtig ist:  Grundsätz-
lich wollen wir die Lagerung 
von Schusswaffen in Privat-
haushalten untersagen. Es soll 
allerdings ausdrücklich Aus-
nahmen für Jägerinnen und Jä-
ger geben, da hier natürlich ein 
öffentliches Interesse besteht 
und alles andere nicht pra-
xistauglich wäre. Darüber hin-
aus wollen wir Privatpersonen 
die Nutzung (halb) automati-
scher Schusswaffen verbieten 
und objektive Kriterien für eine 
besondere Gefährlichkeit wie 
beispielsweise die Anzahl der 
Selbstladungen oder die Maga-

VOR KOMMUNAL- UND BUNDESTAGSWAHL

Das sagen die Parteien

zinkapazität, festlegen, um die Wahrscheinlichkeit von Amokläufe 
zu verringern. Eine Jagd mit (halb) automatischen Waffen ist mei-
ner Meinung nach  nicht waidgerecht und macht den Jagdschein 
für Menschen, die unter „nicht zuverlässig“ einstufen würde, erst 
interessant. Die unter der GROKO immer fortschreitende Aufwei-
chung des Elterntierschutzes halte ich auch nicht für tierschutz-
gerecht.
MdL Hermann Grupe als agrar- und jagdpolitischer Sprecher 
der FDP: Wir Freie Demokraten stehen für einen schlanken Start 
und übersichtliche Gesetze. Die legalen Waffenbesitzer dürfen 
nicht weiter belastet werden. Sie zeigen durch die geringe Quo-
te an Rechtsverstößen, dass sie eher entlastet, als belastet wer-
den müssen.
AfD: Ja. Weitere Verschärfungen streben wir nach derzeitigem 
Stand nicht an.

NJ: Mit dem Erlass der REACH-Verordnung trat vor einiger Zeit 
eine Bleiminimierungsstrategie in Kraft. Halten Sie ein generelles 
Bleiverbot bei der Jagdausübung für notwendig?
SPD: Die Verordnung 2021/57 der Kommission zur Änderung des 
Anhangs XVII der REACH-Verordnung in Bezug auf Blei in Schuss-
waffen in oder um Feuchtgebiete wurde vor kurzem im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht. Wie in dieser Verordnung 
vorgeschrieben, treten die Bestimmungen ab dem 15. Februar 
2021 in Kraft, mit einer Übergangsfrist von 24 Monaten (bis zum 
15. Februar 2023). Oder 36 Monate (bis zum 15. Februar 2024) 
für diejenigen Mitgliedsstaaten, deren Feuchtgebiete mehr als 

Wir haben die im niedersächsischen Landtag vertretenen Parteien zu aktuellen 
jagdpolitischen Themen befragt. Das sind ihre Antworten.

Interview: NIEDERSÄCHSISCHER JÄGER
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Versprechen nicht eingehalten: Die niedersächsische 
Gänseproblematik ist nicht vom Tisch.
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pean Chemicals Agency (ECHA) 
landen bisher jährlich mehr als 
14.000 Tonnen Bleimunition in Eu-
ropas Umwelt. Gleichzeitig ver-
enden über 1 Millionen Vögel an 
Bleivergiftungen. Die Entwick-
lung von Alternativen ist sehr vor-
angeschritten, so dass man auch 
nicht mehr die geringere Tötungs-
wirkung als Argument gelten las-
sen kann. Ein generelles Bleiver-
bot auch für die Jagd ist deswegen 
nur folgerichtig.
FDP: Wir Freie Demokraten stehen 
für eine eins zu eins Umsetzung 
von europarechtlichen Vorschrif-
ten, ohne noch weitere Belastun-
gen für die Bürger auf zu satteln. 
Wenn es um die Minimierung von 
Blei geht, darf der Tierschutzas-
pekt durch die gute Wirkung von 

Bleimunition einer isolierten Schutzgüter Betrachtung nicht wei-
chen. Minimaler Bleieintrag bei maximaler Tötungswirkung muss 
erzielt werden. Bis dahin brauchen wir großzügige Übergangsre-
gelungen.
AfD: Nein. Die AfD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass 
es keine gebietsunabhängigen generelle Verbote beziehungswei-
se unverhältnismäßige Einschränkungen von Bleimunition gibt. 
Wir sind der Auffassung, dass die bestehenden gesetzlichen Re-
gelungen zur Einschränkung der Bleimunitionsverwendung sowie 
das eigenverantwortliche Verhalten der Anwender bereits aus-

20% des gesamten nationalen Terri-
toriums ausmachen und die ein voll-
ständiges Verbot der Verwendung 
und des Inverkehrbringens von Blei-
schrot vorschlagen möchten. Die Sa-
che ist damit mit Blick auf Feucht-
gebiete geregelt. Darüber hinaus er-
scheint ein Verbot von bleihaltiger 
Büchsenmunition, größer kleinkali-
brige Munition .22 sinnvoll, s. Ände-
rung Bundesrechtsvorschlag
CDU: Ein Bleiverbot ist wenig sinn-
voll. Die Bleiminderungsstrategie ist 
daher zu begrüßen. Ein generelles 
Bleiverbot kann, wenn es sich z.B. 
um seltene oder exotische Kaliber 
handelt, wie eine Enteignung wirken. 
Auch ist zu hinterfragen, ob der As-
pekt des Gesundheits- und Umwelt-
schutzes konterkariert wird, wenn 
anstelle des „giftigen“ Bleis ande-
re Metalle, welche zum Teil noch toxischer sind, als Äquivalen-
te eingesetzt werden. Wir als CDU verfolgen die Strategie so we-
nig Blei wie möglich, aber so viel wie nötig. Somit kann auch die 
Jägerschaft ihren Beitrag zum Umweltschutz leisten ohne unver-
hältnismäßige Verbote. Mit Blick auf die Forderung des schnellen, 
schmerzfreien Tötens gilt es, die Alternativen zum Schrotschuss 
genau zu prüfen - ganz abgesehen vom Sicherheitsaspekt. Stich-
wort: Abprallverhalten.
Grüne: Eine Jagd mit „Pulver und Blei“, wie es so schön heißt, ist 
heutzutage nicht mehr zeitgemäß. Nach Berechnungen der Euro-

reichend sind, um den Erfordernissen des Tier-, Umwelt-, und Ge-
sundheitsschutzes zu genügen. Unser dementsprechender Antrag 
wurde im Deutschen Bundestag leider mehrheitlich abgelehnt 
(BT-Drs. 19/22924).

NJ: Nach jahrzehntelangen Anstrengungen der niedersächsi-
schen Jägerinnen und Jäger verzeichnen wir aktuell einen positi-
ven Trend bei den Besätzen 
der Offenlandarten. Sehen 
Sie Möglichkeiten, diese Be-
mühungen künftig stärker zu 
fördern?
SPD: Alle mir bekannten Un-
tersuchungen weisen dar-
auf hin, dass das Niederwild 
hochgradig von einer Verbes-
serung der Lebensraumstruk-
tur abhängig ist. D.h., mehr 
Brachfläche, mehr Blüh-
streifen, mehr Honigweiden, 
mehr Feldgehölze, mehr He-
cken, mehr Obststreuwie-
sen, kein Ernteschock und 
keine riesigen Schläge in Mo-
nokultur. Insektenschutz und 
Niederwildschutz gehen hier 
Hand in Hand. Ich möchte 
hier gerne auf den „Nieder-
sächsischen Weg“ verwei-
sen, welcher diese Aktivitä-
ten positiv und stark beglei-
ten wird..
CDU: Die konsequente Be-
jagung von Raubwild ist eine 
wichtige Säule, um die Offen-
landarten weiter zu stärken. 
In Zukunft werden aber vor 
allem die Offenlandarten von 
den Maßnahmen des Nieder-
sächsischen Weges profitie-
ren. Hier müssen wir die Biodiversitätsmaßnahmen zusammen mit 
den Landwirten, den Umweltverbänden und der Jägerschaft ins-
besondere für Offenlandarten weiter verbessern. Ein besonders 
positives Beispiel ist das maßgeblich von Jägern vorangetriebe-
ne Verfahren der Bioenergie aus Wildpflanzen. Dieses wollen wir 
in der neuen GAP-Förderperiode als Umweltmaßnahme weiter un-
terstützen.
Grüne: Die niedersächsischen Offenlandschaften sind wichtige 
Ökosysteme, deren Erhalt uns sehr am Herzen liegt. Insbesonde-
re Intensivierungen in der Landwirtschaft haben in den vergange-
nen Jahrzehnten zu einer Verschlechterung des Ökologischen Er-
haltungszustandes beigetragen, sodass manche Arten heute sehr 
selten geworden sind. Insofern ist es zwar schön zu sehen, dass 
sich beispielsweise die Bestände des Fasans mittlerweile leicht 
erholt haben, dennoch ist aus meiner Sicht bei bestimmten Ar-
ten über eine Ausweitung von Schonzeiten nachzudenken, allein 
schon wegen der Akzeptanz der Jagd in der Bevölkerung. Mindes-
tens so wichtig sind aber Förderangebote, die die Umwelt- und Le-

bensbedingungen der betroffenen Arten verbessern können. Dies 
können die Anlagen von Hecken und anderen Strukturelementen 
sein, aber auch ein verändertes Bewirtschaftungsmanagement, 
beispielsweise bei Art und Zeitpunkt der Mahd. Viele Jägerinnen 
und Jäger haben einen wachen Blick für die Situation der Bestän-
de in ihren Revieren. Wenn Sie den Dialog mit der Landwirtschaft 
in Bezug auf die Gestaltung von Naturräumen suchen, ist dies von 

großem Wert.
FDP: Wir Freie Demokraten ha-
ben in Regierungsverantwor-
tung gezeigt, dass Vertragsna-
turschutz das Mittel der Wahl 
einer selbstbestimmten Be-
völkerung auf dem Lande ist. 
Durch Vertrags Naturschutz 
wollen wir auch weiter Bemü-
hungen belohnen, statt durch 
Einseitige Verbote immer ge-
ringere Akzeptanz für die Na-
turschutz zu riskieren.
AfD: Für die meisten Offen-
landarten ist unserer Auffas-
sung nach eine abwechslungs-
reiche Feld- und Saumstruktur 
sowie die Prädatorenbejagung 
entscheidend. Den positiven 
Trend in Niedersachsen, der 
auf den Bemühungen der Jä-
ger beruht, begrüßen wir sehr. 
Politisch würden wir diese Ar-
beit gerne flankieren, indem 
wir einkommenswirksame An-
reize für Bauern schaffen, die 
freiwillige Umwelt- und Arten-
schutzleistungen erbringen. 
Auf diese Weise können Habi-
tate geschaffen und gepflegt 
werden, die dem gezielten Ar-
tenschutz bestimmter Offen-
landarten dienen.

NJ: Wie stehen Sie, beziehungsweise Ihre Partei zu der aktuellen 
„Wald-Wild-Diskussion“?
SPD: Ausgleich von Wald und Wild. Beides muss zusammen-
gedacht werden. Das bedeutet im Kern aber: angepasste Wild-
bestände, die eine Naturverjüngung zu lassen. In den Wald ge-
hört kein Maschendrahtzaun! Wo keine Naturverjüngung möglich 
ist, sind die Bestände stärker zu regulieren. Wo aber keine star-
ke Naturverjüngung Notwendig ist, kann die Jagd wie vorher auch 
durchgeführt werden.
CDU: Die Wald-Wild-Diskussion findet im Rahmen der Bundes-
jagdgesetznovelle statt. Leider ist sie festgefahren. Der Gesetz-
entwurf sollte Konflikte zwischen Jägern, Waldbesitzern und Na-
turschützern ausräumen. Die Forderung nach einer stärkeren 
Bejagung und somit Verringerung der Bestände des Schalenwil-
des unter Klimaschutzaspekten durch die Förster und einige Um-
weltverbände ist durchaus nachvollziehbar. Es ist auch nachvoll-
ziehbar, dass die Jägerinnen und Jäger keine Dienstleister Wald mit Wild oder Wald vor Wild?.
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Wie sieht die Jagd der Zukunft aus?
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Wie können Offenlandarten weiter gefördert werden?
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zur Erfüllung sind. Wir als CDU wollen gerade bei so einem ele-
mentaren Thema wie klimaresiliente Wälder sowohl einen gesamt-
gesellschaftlichen Konsens als auch einen Konsens der unmittel-
bar Betroffenen erreichen. Denn nur so können wir Maßnahmen 
wie Zäunungen, die Intervalljagd oder angepasste Abschussplä-
ne wirksam umsetzen. Wir müssen es schaffen, unsere Wälder 
besser zu schützen und dazu gehört auch unserer Meinung nach, 
eine vernünftig geregelte Bejagung. Dabei setzen wir auf eine Ei-
nigung vor Ort auf Grundlage von Vegetations- und Lebensraum-
gutachten, die den Zustand des Waldes (Bissschäden durch Tiere) 
und die Lebensverhältnisse der Tiere (Rückzugsorte, Äsungsflä-
chen) berücksichtigen. So wie es der Entwurf der Bundesjagd-
gesetznovelle vorgesehen hatte. Aber um es klar und unmissver-
ständlich zu sagen: Die CDU in Niedersachsen steht für Wald und 
Wild!
Grüne: Wir erleben seit einigen Jahren, wie der Klimawandel in 
unseren Wäldern voll durchschlägt. Insbesondere flachwurzeln-
de Nadelbäume sterben zu Tausenden ab. Wir brauchen deswe-
gen einen Waldumbau, der sich auf Mischwälder und die geziel-
te Pflanzung von Laubbäumen fokussiert. Hier besteht immer die 
Gefahr, dass Neuanpflanzungen verbissen werden oder Fege-
schäden auftreten. Deswegen müssen die Bestände, insbeson-
dere des Rehwildes, genau in den Blick genommen werden und 
Schutzmaßnahmen für den Wald ergriffen werden. Dies können 
Zäune oder andere Einrichtungen mit Barrierefunktion sein, letzt-
lich kann sich aber auch ein regionaler Mehrabschuss positiv auf 
das Ergebnis auswirken. Denn ein funktionierender Waldumbau 
kommt am Ende allen zu Gute, auch dem Wild.

FDP: Wir Freie Demokraten haben uns in der Debatte um Wald 
und Wild klar positioniert. Wir wollen nicht den einen gegen das 
andere ausspielen, sondern durch wissenschaftliche Unterstüt-
zung standortgerechte Lösungen erzielen. Dazu gehört auch die 
Vereinbarung des Abschusses zwischen Jagdgenossenschaft 
und Jagdpächtern anstelle eines starren Abschussplanes.
AfD: Die AfD-Bundestagsfraktion bekennt sich zu den bewähr-
ten Grundsätzen der waidgerechten Hege und Jagd. Für uns 
steht fest, dass der von der Bundesregierung initiierte Wald-
umbau nur gemeinsam mit den Jägern, Grundeigentümern und 
Forstleuten nach dem Motto „Wald mit Wild“ umgesetzt wer-
den kann. Wir sind der Auffassung, dass das Argument, es kön-
ne sich in Deutschland auf Kalamitätsflächen wegen eines zu 
hohen Wildbestandes kein Wald bilden, nicht zutrifft. Die Hege 
darf nicht auf rein auf forstwirtschaftliche Aspekte beschränkt 
werden.

NJ: Die Rückkehr von Großraubtieren wie Wolf und Luchs ist ein 
großer Erfolg funktionierenden Artenschutzes. Mittlerweile soll 
es in Niedersachsen mindestens 36 Wolfsrudel geben (Stand 
Mai 2021). Ab welcher Bestandsgröße halten Sie eine Regulie-
rung für notwendig?
SPD: Eine Bestandsregulierung des Wolfes bedeutet aktives 
Wildtiermanagement. Dieses ist nur möglich, wenn der günstige 
Erhaltungszustand festgestellt ist. Deshalb gibt es das Gutach-
ten unseres Umweltministers Olaf Lies zur Population und Popu-
lationsentwicklung. Mit diesem Gutachten muss Deutschland ei-
nen Antrag bei der EU stellen, um Canis Lupus von Anhang IV in 

Anhang V FFH-RL zu überführen. Kurzum: eine Regulierung ist 
dann notwendig und vor allem erst zulässig, wenn der güns-
tige Erhaltungszustand festgestellt ist. Das müssen wir jetzt 
nachweisen. Ohne diesen Nachweis könne wir uns ganz viel 
wünschen, aber es wird nicht helfen.
CDU: Zunächst einmal ist es notwendig, dass wir in Deutsch-
land den für Wölfe gesunden Erhaltungszustand feststellen. 
Schon seit längerem ist da die Bundesumweltministerin gefor-
dert. Eine politische Zahl ist für uns wenig sinnvoll und auch 
zu intransparent. Wir als CDU setzen uns dafür ein, dass der 
Erhaltungszustand wissenschaftlich zugrunde gelegt wird und 
somit für alle Beteiligten nachvollziehbar ist. Die Grundlage 
dafür bildet ein Monitoring, welches beim Wolf in Niedersach-
sen bundesweite Maßstäbe setzt. Außerdem wird es höchste 
Zeit, den Wolf endlich in das Jagdrecht aufzunehmen. So ist es 
auch für die Novelle des Niedersächsischen Jagdgestzes vor-
gesehen. Ist der gesunde Erhaltungszustand festgesellt, muss 
es möglich sein, die Wolfspopulation über eine regulierte Beja-
gung zu managen.
Grüne: Der Wolf steht in Deutschland zu Recht unter stren-
gem Naturschutz. Daran würde auch eine Aufnahme in das 
Jagdrecht nichts ändern. Eine gezielte Entnahme von auffälli-
gen und problematischen Wölfen, von denen eine Gefahr für 
die Allgemeinheit ausgeht, ist manchmal unumgänglich. Ein 
gesunder Erhaltungszustand von Tierarten kann jedoch klein-
räumig- und ein Bundesland ist beim Wolf mit seinen Aktions-
radien kleinräumig, schwer beurteilt werden. Wann der gute 
Erhaltungszustand erreicht ist, müssen außerdem Fachleute 
aus dem Bereich der Wildbiologie beurteilen. Politische moti-
vierte Festlegungen in die eine oder andere Richtung können 
hier nicht sinnvoll sein.
FDP: Wir Freie Demokraten fordern die Aufnahme des Wol-
fes in das Jagdrecht; denn die Jäger wissen am besten, wel-
che Population verträglich ist und wie weidgerechte Jagd funk-
tioniert. Aus der Hege-Verpflichtung ergibt sich das Ziel ei-
nes Ausgleichs zwischen Wildbestand, Forst, Landwirtschaft 
und Landschaftspflege.  Wir hatten als erste Partei eine Wolfs-
verordnung beantragt, um den Interessen der Weidetierhalter, 
der Jagd und der Natur gerecht zu werden. Inzwischen ist das 
Instrument (leider nur) in abgeschwächter Form von der Regie-
rung übernommen worden.
AfD: Vom Raubtier Wolf geht eine existenzbedrohende Ge-
fahr für die deutschen Weidetierhalter aus. Trotz aufwändiger 
und kostenintensiver Herdenschutzmaßnahmen werden jähr-
lich etwa 3.000 Schafe, Ziegen, Rinder und Pferde von Wölfen 
getötet oder tödlich verletzt. Die Dunkelziffer dürfte weitaus 
höher sein. Wir haben deshalb gefordert, sowohl die rasant 
wachsenden Wolfsbestände schnellstmöglich zu regulieren als 
auch die betroffenen Betriebe noch stärker finanziell zu unter-
stützen (BT-Drs. 19/26230). Der günstige Erhaltungszustand 
des europäischen Grauwolfes ist in Mitteleuropa bereits deut-
lich überschritten und eine Bestandsreduzierung daher nach 
unserer Auffassung rechtlich möglich.
Die Fragen stellte Benedikt Schwenen. Die Reihenfolge der Antworten 

richtet sich nach der Sitzverteilung im Niedersächsischen Landtag.

 i Auf dem YouTube Kanal des Niedersächsischen Jägers finden Sie 

eine Talkrunde mit den Antwortgebern.

Der Wolf wird ins niedersächsische Jagdgesetz aufgenommen. Die Reaktionen darauf sind unterschiedlich.

Fo
to

: A
do

be
 S

to
ck

/
N

ic
ol

et
te

 W
ol

le
nt

in

18 Niedersächsischer Jäger 16/2021

Im Visier

«


